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Prüfungsordnung 
für den Bachelorstudiengang  

Produktentwicklung Mechatronik  
an der Fachhochschule Bielefeld 
(University of Applied Sciences) 

vom 29.11.2006 
 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 22 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die Hoch-
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW. 
S. 190), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. März 2006 (GV. NRW. S. 119), hat der Fachbe-
reich Mathematik und Technik der Fachhochschule Bielefeld die folgende Ordnung erlassen: 
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I. Allgemeines 
 

§ 1 
Geltungsbereich der Prüfungsordnung 

Diese Prüfungsordnung gilt für den Abschluss des Studiums in dem Bachelor-Studiengang Pro-
duktentwicklung Mechatronik an der Fachhochschule Bielefeld. Sie regelt die Prüfungen, den In-
halt und den Aufbau des Studiums unter Berücksichtigung der fachlichen und hochschuldidakti-
schen Entwicklungen und Anforderungen der beruflichen Praxis und enthält die inhaltliche Be-
schreibung der Prüfungsgebiete in diesem Studiengang. 
 

§ 2  
Ziel des Studiums, Zweck der Prüfung, Akademischer Grad 

(1) Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden Abschluss eines Hochschulstu-
diums. 

(2) Das Bachelorstudium gewährleistet auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
Methoden und unter Beachtung der allgemeinen gesetzlichen Studienziele (§ 81 HG) eine 
deutliche Berufsqualifizierung. Der Studiengang vermittelt daher den Absolventen Qualifikati-
onsbündel bzw. -attribute, die ihnen die Aufnahme einer qualifikationsadäquaten beruflichen 
Tätigkeit nach dem Studium ermöglichen.   

(3) Im Rahmen des Pflicht- oder Wahlpflichtbereiches sind unter Beachtung der Maßgaben des 
Absatzes 2 folgende überfachliche Qualifikationen zu gewährleisten: 
1. Fähigkeit zu wissenschaftlichem Arbeiten einschließlich der dazu erforderlichen Informati-

ons- und Medienkompetenz; 
2. fremdsprachliche Kompetenz; 
3. Grundverständnis für betriebswirtschaftliche Zusammenhänge; 
4.   Fähigkeit, Ideen, Konzepte, Projekte oder Produkte in mündlicher, schriftlicher und digita-

ler Form zu präsentieren; 
5. Fähigkeit zur Teamarbeit, zur Moderation und zur Leitung von Arbeitsgruppen; 
6.   Fähigkeit, auf dem Hintergrund wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden konkrete 

Fragestellungen des Berufsfeldes in einem vorgegebenen Zeitrahmen zu bearbeiten.  
 (4)  Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung wird der akademische Grad „Bachelor of Scien-

ce“ (B.Sc.) verliehen. 
 

§ 3 
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Die Qualifikation für das Studium wird durch ein Zeugnis der Fachhochschulreife, der allge-
meinen Hochschulreife oder durch eine als gleichwertig anerkannte Vorbildung nachgewie-
sen. Das Nähere ergibt sich aus der Verordnung über die Gleichwertigkeit von Vorbildungs-
nachweisen mit dem Zeugnis der Fachhochschulreife (Qualifikationsverordnung Fachhoch-
schule - QVO-FH vom 1. August 1988, GV. NW. S. 260, zuletzt geändert am 23.01.1991, GV. 
NW. S. 20, in der jeweils geltenden Fassung). 

(2) Studienbewerberinnen und -bewerber ohne den Nachweis der Qualifikation durch ein Zeugnis 
der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder fachgebundene Hochschulreife) können 
gemäß § 10 Einstufungsprüfung zugelassen werden.  

 
§ 4 

Regelstudienzeit, Studienumfang 
(1)   Die Regelstudienzeit beträgt je nach dem gewählten Studienverlauf sechs oder sieben Se-

mester. Der Studiengang ist modular aufgebaut. Jedes Modul schließt mit einer Prüfung ab. 
Der für ein Modul aufzuwendende Arbeitsaufwand wird durch Leistungspunkte (Credit Points) 
beschrieben. Credits umfassen sowohl den unmittelbaren Lehrbetrieb als auch Zeiten für die 
Vor- und Nachbereitung des Lehrstoffes, den Prüfungsaufwand und die Prüfungsvorbereitun-
gen einschließlich der Abschluss und Studienarbeiten sowie Praktika. Nach bestandener Prü-
fung werden die entsprechenden Leistungspunkte gutgeschrieben und getrennt von den er-
zielten Prüfungsnoten ausgewiesen. Entsprechend dem European Credit Transfer System 
(ECTS – Europäisches System zur Anrechnung von Studienleistungen) werden pro Semester 
30 Credits vergeben und den Modulen zugeordnet. Die spezifischen Prüfungsanforderungen, 
die Pflichtmodule und die Wahlpflichtmodule sind in der Anlage 2 verbindlich geregelt. 
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(2)   Der Studienverlaufsplan (Anlage 1 legt den Arbeitsaufwand und den Zeitumfang der einzel-
nen Module in Credits und Semesterwochenstunden sowie deren Art und empfohlene Zeitla-
ge im Studiengang fest. Er ist nach Studiensemestern gegliedert. Die Lehrveranstaltungen 
werden gewöhnlich im Jahresrhythmus angeboten, daher wird die Einhaltung des Studienver-
laufsplans dringend nahe gelegt.  

(3)   Der Leistungsumfang beträgt im sechssemestrigen Studiengang 180 Credits. Mit einer fakul-
tativen Praxisphase beträgt der Leistungsumfang des dann siebensemestrigen Studiengangs 
210 Credits. 

(4)  Um den Studierenden den Zugang zum Lehrangebot zu erleichtern, sollen zum Beginn des 
ersten Semesters Einführungsveranstaltungen durchgeführt werden.         

 
§ 5 

Arten des Lehrangebots 
(1) Das notwendige Lehrangebot enthält Pflicht- und Wahlpflichtmodule (siehe Anlage 1).  
(2) Wahlpflichtmodule sind Module aus den Vertiefungsbereichen, die als Prüfungsmodule ge-

wählt und mit einer Modulprüfung abgeschlossen werden. 
(3) Zusatzmodule sind freiwillig erbrachte Leistungen, für deren Anerkennung sich die Studieren-

den einer Prüfung (§ 13 PO) unterziehen müssen. 
(4) Formen der Lehrveranstaltungen sind: 

• Vorlesung (V):  Zusammenhängende Darstellung eines Lehrstoffes, Vermittlung von Fak-
ten und Methoden. 

• Seminar (S):  Erarbeiten von Fakten, Erkenntnissen, komplexen Problemstellungen im 
Wechsel von Vortrag und Diskussion. Die Lehrenden leiten die Veranstaltung und führen 
die Diskussion. Die Studierenden erarbeiten Beiträge und diskutieren die Beiträge. 

• Seminaristischer Unterricht (SU):  Erarbeiten von Lehrinhalten im Zusammenhang ihres 
Lehrbereichs und Anwendungsbereichs durch enge Verbindung des Vortrags mit dessen 
exemplarischer Vertiefung. Findet weitgehend im Semesterverbund statt. Lehrende vermit-
teln und entwickeln den Lehrstoff unter Berücksichtigung der von ihnen veranlassten Betei-
ligung der Studierenden. Die Studierenden beteiligen sich nach Maßgabe der Initiativen der 
Lehrenden. 

• Übung (Ü):  Systematisches Durcharbeiten von Lehrstoffen und Zusammenhängen, An-
wendung auf Fälle aus der Praxis. Die Lehrenden leiten die Veranstaltungen, geben eine 
Einführung, stellen Aufgaben, geben Lösungshilfen. Die Studierenden arbeiten einzeln oder 
in Gruppen, lösen Aufgaben teilweise selbständig, aber in enger Rückkopplung mit den 
Lehrenden. 

• Praktikum, Labor (P):  Erwerben und Vertiefen von Kenntnissen durch Bearbeitung prakti-
scher, experimenteller Aufgaben. Die Lehrenden leiten die Studierenden an und überwa-
chen die Veranstaltung. Die Studierenden führen praktische Arbeiten und Versuche durch. 

• Projekte (Pj):  Erwerben und Vertiefen von ingenieurtypischen Kenntnissen. In ihnen wer-
den im Team konkrete ingenieurtypische Problemstellungen ganzheitlich, unter praxisna-
hen Bedingungen bearbeitet. 

 
§ 6 

Umfang und Gliederung der Prüfungen 
(1)   Das Studium wird mit der Bachelorprüfung abgeschlossen. Die Bachelorprüfung gliedert sich 

in studienbegleitende Modulprüfungen und die Bachelorarbeit. Die studienbegleitenden Mo-
dulprüfungen sollen zu dem Zeitpunkt stattfinden, an dem das jeweilige Modul im Studium 
abgeschlossen wird.  

(2)   Die Meldung zur Bachelorarbeit (Antrag auf Zulassung) soll nach Abschluss des fünften Se-
mesters erfolgen. Vier Wochen vor Abschluss des 5. Semesters wird den Studierenden ein 
Themenkatalog zur Verfügung gestellt. 

(3)   Hinsichtlich der Leistungen und der zeitlichen Bestimmungen im Zusammenhang mit dem 
Praktikum, dem Praxisprojekt und der Bachelorarbeit gelten die Regelungen gemäß §§ 24 - 
35. 

(4) Das Studium sowie das Prüfungsverfahren sind so zu gestalten, dass einschließlich des Pra-
xisprojekts und der Bachelorprüfung das Studium mit Ablauf des sechsten Semesters und mit 
fakultativer Praxisphase mit Ablauf des siebten Semesters abgeschlossen sein kann. Die Prü-
fungsverfahren müssen die Inanspruchnahme von Schutzbestimmungen entsprechend den 
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§§ 3, 4, 6 und 8 des Mutterschutzgesetzes sowie entsprechend den Fristen des Bundeserzie-
hungsgeldgesetzes über die Elternzeit und die Ausfallzeiten durch die Pflege von Personen 
nach § 65 Abs. 5 Satz 2 Nr. 5 HG berücksichtigen (§ 94 Abs. 2 Nrn. 8 und 9 HG). 

 
§ 7 

Organisation der Prüfungen, Prüfungsorgane 
(1) Für die Prüfungsorganisation ist die Dekanin oder der Dekan bzw. das vorsitzende Mitglied 

der Aufbaukommission gemäß § 27 Abs. 1 Satz 2 HG verantwortlich. 
(2) Die übrigen durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben sind entweder durch die 

Dekanin oder den Dekan oder durch einen Prüfungsausschuss wahrzunehmen.  
(3) Die Dekanin oder der Dekan bzw. das vorsitzende Mitglied der Aufbaukommission oder der 

Prüfungsausschuss fungieren entsprechend ihrer Bestimmung in der Prüfungsordnung als 
Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW und der Verwaltungsgerichts-
ordnung. 

(4) Wenn ein Prüfungsausschuss als Prüfungsbehörde eingerichtet wird, sollen in der Regel die-
sem Gremium nicht mehr als sieben Mitglieder angehören. In diesem Fall entspricht folgende 
Zusammensetzung den Maßgaben des HG: 
1. vier Mitgliedern der Professorenschaft, darunter einem vorsitzenden Mitglied und einem 

stellvertretend vorsitzenden Mitglied, 
2. einem Mitglied der Mitarbeiterschaft in Lehre und Forschung mit Hochschulabschluss, 
3. zwei Studierenden.  

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden vom zuständigen Fachbereichsrat gewählt. 
Entsprechend wird durch die Wahl bestimmt, wer die Mitglieder mit Ausnahme des vorsitzen-
den Mitglieds und des stellvertretend vorsitzenden Mitglieds im Verhinderungsfall vertreten 
soll. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt vier Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr. 
Die Wiederwahl eines Mitglieds ist möglich. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird ein Nach-
folger für die restliche Amtszeit gewählt.  

(6) Der Prüfungsausschuss achtet auf die Einhaltung der Prüfungsordnung. Er entscheidet ins-
besondere über Widersprüche gegen in Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Dar-
über hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fachbereichsrat über die Entwicklung der Prü-
fungen und Studienzeiten jährlich zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der Prüfungs-
ordnung und der Studienpläne. Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben 
für alle Regelfälle auf das vorsitzende Mitglied, bzw. das stellvertretend vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses übertragen; dies gilt nicht für die Entscheidung über Widersprüche. 
  

(7) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn das vorsitzende Mitglied (oder Stellvertre-
tung), ein weiteres Mitglied der Professorenschaft und ein weiteres stimmberechtigtes Mit-
glied anwesend ist. Er beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des vorsitzenden Mitglieds. Die studentischen Mitglieder wirken bei pä-
dagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der Anrechnung oder sons-
tigen Beurteilung von Studien- und Prüfungsleistungen und der Bestellung von Prüfenden und 
Beisitzenden, nicht mit. An der Beratung und Beschlussfassung über Angelegenheiten, wel-
che die Festlegung von Prüfungsaufgaben oder die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen 
die studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil. 

(8)  Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, mit Ausnahme der studentischen Mitglieder, die 
sich im gleichen Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung unterziehen, haben das Recht, der 
Abnahme der Prüfungen beizuwohnen. Dieses Recht erstreckt sich nicht auf die Bekanntgabe 
der Note. 

(9)   Die Mitglieder des Prüfungsausschusses (einschl. der Stellvertretung), die Prüfenden und die 
Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst 
stehen, sind sie durch den Prüfungsausschuss zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(10) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind dem betroffenen Studierenden 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 

(11) Wenn die Prüfungsordnung die Dekanin oder den Dekan zur Prüfungsbehörde bestimmt, wird 
sie oder er im Falle der Verhinderung durch die Prodekanin oder den Prodekan vertreten. In 
der Tätigkeit als Prüfungsorgan wird die Dekanin oder der Dekan durch die Hochschulverwal-
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tung unterstützt (§ 43 Satz 4 HG). Hinsichtlich der weiteren Aufgabenbestimmung gilt Abs. 6 
sinngemäß.  

 
§ 8 

Prüfende und Beisitzende 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und Beisitzenden. Zum Prüfenden darf nur 

bestellt werden, wer mindestens die Bachelorprüfung an einer Hochschule oder eine ver-
gleichbare Prüfung abgelegt hat oder eine vergleichbare Qualifikation erworben hat und, so-
fern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern, in dem Studienabschnitt, auf den 
sich die Prüfung bezieht, eine einschlägige selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat. Sind 
mehrere Prüfer zu bestellen, so soll mindestens eine prüfende Person in dem betreffenden 
Prüfungsfach gelehrt haben. Zu Beisitzenden dürfen nur Personen bestellt werden, die min-
destens die Bachelorprüfung an einer Hochschule oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt 
oder eine vergleichbare Qualifikation erworben haben (sachkundige Beisitzende). Die Prüfen-
den sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. Die Prüfenden und die Beisitzenden unterlie-
gen der Amtsverschwiegenheit. 

(2) Der Prüfling kann einen oder mehrere Prüfer für die Betreuung der Bachelorarbeit vorschla-
gen. Auf den Vorschlag des Prüflings ist nach Möglichkeit Rücksicht zu nehmen. Der Prü-
fungsausschuss achtet darauf, dass die Prüfungsverpflichtung möglichst gleichmäßig auf die 
Prüfenden verteilt wird. 

(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses sorgt dafür, das dem Prüfling die Namen 
der Prüfenden rechtzeitig bekannt gegeben werden. Die Bekanntgabe soll zugleich mit der 
Zulassung zur Prüfung, in der Regel mindestens zwei Wochen vor der Ausgabe der Bachelo-
rarbeit, erfolgen. Die Bekanntmachung durch Aushang ist ausreichend. 

 
§ 9  

Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
(1)  Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen im gleichen Studiengang an anderen Hoch-

schulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden von Amts wegen angerechnet. Stu-
dien- und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden anerkannt, soweit die 
Gleichwertigkeit festgestellt ist. Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten, Stu-
dien- und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des 
Bachelorstudiengangs an der Fachhochschule Bielefeld im Wesentlichen entsprechen. Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 

(2)  Gleichwertige Studien- und Prüfungsleistungen an Hochschulen außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Grundgesetzes werden auf Antrag angerechnet. Für die Gleichwertigkeit sind die 
von der Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzver-
einbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht vorliegen, entscheidet der 
Prüfungsausschuss über die Anrechnung. Bei Zweifeln in Fragen der Gleichwertigkeit werden 
die Prüfenden des Fachbereichs oder die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen be-
teiligt. 

(3)   Über die Anrechnung nach den Absätzen 1 bis 2 entscheidet der Prüfungsausschuss nach 
den Richtlinien des ECTS, im Zweifelsfall nach Anhörung von den für die Fächer zuständigen 
Prüfenden.  

 
§ 10 

Einstufungsprüfung 
(1) Studienbewerberinnen und -bewerber, die für ein erfolgreiches Studium erforderliche Kennt-

nisse und Fähigkeiten auf andere Weise als durch ein Studium erworben haben, sind nach 
dem Ergebnis einer Einstufungsprüfung berechtigt, das Studium in einem dem Ergebnis ent-
sprechenden Abschnitt des Studiengangs aufzunehmen, soweit nicht Regelungen über die 
Vergabe von Studienplätzen entgegenstehen. Die Regelungen des Zulassungsrechts bleiben 
unberührt.    

(2) Nach dem Ergebnis der Einstufungsprüfung können die Teilnahme an Pflicht- und Wahl-
pflichtveranstaltungen und die entsprechenden Modulprüfungen ganz oder teilweise erlassen 
werden. Über die Entscheidung wird eine Bescheinigung ausgestellt. 



                                                                                  FH Bielefeld  - Verkündungsblatt 2006-28   
 

 

598 

(3) Das Nähere über Art, Form und Umfang der Einstufungsprüfung regelt die Einstufungsprü-
fungsordnung für die Studiengänge der Fachhochschule Bielefeld in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
§ 11 

Wiederholung von Prüfungsleistungen 
(1) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann zweimal wiederholt werden. Die Wiederholung soll 

zum nächsten Prüfungstermin nach Ableistung des erfolglosen Versuches stattfinden. 
(2) Projektarbeiten, Bachelorarbeit und Kolloquium können je einmal wiederholt werden. 
(3) Eine mindestens als ausreichend bewertete Prüfungsleistung kann nicht wiederholt werden.  
(4) Eine endgültig nicht bestandene Prüfung in einem Modul aus dem Wahlpflichtkatalog kann 

einmalig durch das Bestehen der Prüfung in einem weiteren Modul aus dem gleichen Wahl-
pflichtkatalog kompensiert und ersetzt werden. 

(5) Endgültig nicht bestandene Pflichtmodule können nicht kompensiert werden. 
 

§ 12  
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, wenn der Prüfling zu einem 
Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder nach Beginn der Prüfung ohne trifti-
ge Gründe von der Prüfung zurücktritt oder die Prüfungsleistung nicht vor Ablauf der Prüfung 
erbringt. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Bachelorarbeit nicht fristgemäß abgeliefert wird. 
Wird die gestellte Prüfungsarbeit nicht bearbeitet, steht dies der Säumnis nach Satz 1 gleich. 
Belastende Entscheidungen sind den Betroffenen unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu be-
gründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krank-
heit kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes verlangt werden. Erkennt der Prüfungs-
ausschuss die Gründe an, so kann die Zulassung zu der entsprechenden Prüfungsleistung 
erneut beantragt werden. 

(3) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als „nicht 
ausreichend“ (5,0) bewertet. Wer als Prüfling den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, 
kann von der jeweiligen Aufsicht, in der Regel, nach Abmahnung von der Fortsetzung der 
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung 
als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu 
machen. Wenn der Prüfling davon ausgeschlossen wird, eine weitere Prüfungsleistung zu 
erbringen, kann er verlangen, dass der Prüfungsausschuss diese Entscheidung überprüft. 
Dies gilt entsprechend auch bei den Feststellungen gemäß Satz 1.  

 
 

II. Prüfungsabläufe 
 

§ 13 
Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 

(1) Eine Modulprüfung ist eine studienbegleitende Prüfungsleistung. In den Modulprüfungen soll 
festgestellt werden, ob die Studierenden Inhalt und Methoden der Prüfungsmodule in den we-
sentlichen Zusammenhängen beherrschen und die erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten selbständig anwenden können. 

(2) Die Prüfungsanforderungen sind an dem Inhalt der Lehrveranstaltungen und an den Qualifi-
kationen zu orientieren, die für das betreffende Modul vorgesehen sind. 

(3) Eine Modulprüfung kann aus folgenden Leistungen bestehen: 
1. einer Klausur 
2. einer mündlichen Prüfung 
3. einer schriftlichen Hausarbeit 
4. einer Projektarbeit 
5. einer Kombination aus Hausarbeit und Klausur 
6. einer Verbindung aus Hausarbeit und mündlicher Prüfung 
7. einer Kombination aus einer Projektarbeit und anderen Leistungen 
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8. einer Prüfung, in der in einer Verknüpfung zwischen praktischen und theoretischen Anteilen 
eine Fähigkeit aktuell entwickelt und verwirklicht wird („Performanzprüfung“) 

(4) Modulprüfungen können in Teilprüfungen zerlegt werden. 
(5) Prüfungsleistungen in einer Modulprüfung können innerhalb der ersten vier Semester durch 

gleichwertige Leistungen ersetzt werden, wenn sie in einer Einstufungsprüfung gemäß § 9 er-
bracht worden sind. 

(6) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsleistung mindestens als ausreichend 
bewertet worden ist. 

(7) Die Prüfenden legen in der Regel spätestens zwei Monate vor einem Prüfungstermin die Prü-
fungsform für alle Kandidatinnen und Kandidaten der jeweiligen Modulprüfung einheitlich und 
verbindlich fest. Im Fall einer Klausur gilt dies auch für die Zeit der Bearbeitung.  

 
§ 14 

Zulassung zu Modulprüfungen 
(1) An den jeweiligen Modulprüfungen darf nur teilnehmen, wer  

1. für den Studiengang eingeschrieben oder gemäß § 71 Abs. 1 HG als Zweithörender zuge-
lassen ist,  

2. die nach § 3 geforderten Voraussetzungen erfüllt, 
3. den Prüfungsanspruch in dem Studiengang oder in einem verwandten Studiengang nicht 

verloren hat. 
(2) Der Antrag auf Zulassung ist bis zu dem vom Prüfungsausschuss festgesetzten Termin 

schriftlich dem Prüfungsausschuss vorzulegen. Der Antrag kann für mehrere Modulprüfungen 
zugleich gestellt werden, wenn diese Modulprüfungen innerhalb desselben Prüfungszeit-
raums oder die dafür vorgesehenen Prüfungstermine spätestens zu Beginn der Vorlesungs-
zeit des folgenden Semesters stattfinden sollen. 

(3) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen oder bis zu einem vom Prüfungsamt fest-
gesetzten Termin nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt wurden. 
1. die Nachweise über die in den Absätzen 1 bis 2 genannten Zulassungsvoraussetzungen, 
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung entsprechender Prüfungen und ei-

ner Bachelorprüfung im gleichen Studiengang und 
3. eine Erklärung darüber, ob bei mündlichen Prüfungen einer Zulassung von Zuhörenden 

widersprochen wird. 
 Ist es nicht möglich, eine nach Satz 1 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise 

beizubringen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere Art zu füh-
ren. 

(4) Der Antrag auf Zulassung zu einer Modulprüfung kann schriftlich beim Prüfungsamt bis zum 
Ablauf des achten Tages vor dem festgesetzten Prüfungstermin ohne Anrechnung auf die 
Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückgenommen werden, so dass eine Frist von sie-
ben Tagen besteht. 

(5) Über die Zulassung entscheidet das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses und im 
Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. 

(6) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
1. die in den Absätzen 1 bis 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
2. die Unterlagen unvollständig sind und nicht bis zu dem vom Prüfungsamt festgesetzten 

Termin ergänzt werden oder 
3. eine entsprechende Modulprüfung in einem Bachelorstudiengang oder in einem verwand-

ten Studiengang endgültig nicht bestanden wurde. Dies gilt entsprechend für eine Bache-
lorprüfung im Geltungsbereich des Grundgesetzes. 

 Im Übrigen darf die Zulassung nur versagt werden, wenn der Prüfling im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes seinen Prüfungsanspruch im gleichen Studiengang durch Versäumen einer 
Wiederholungsfrist verloren hat. 

(7) Über die Zulassung bzw. Nicht-Zulassung ist der Studierende in der vom Prüfungsamt festge-
legten Form zu informieren. 

 
§ 15 

Durchführung von Modulprüfungen 
(1) Die Modulprüfungen finden außerhalb der Lehrveranstaltungen statt. 
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(2) Für die Modulprüfungen ist zum Ende des Semesters, in dem das Modul angeboten wird, ein 
Prüfungstermin anzusetzen. Die Wiederholungsprüfung findet im folgenden Semester statt. 
Die Modulprüfungen sollen innerhalb eines Prüfungszeitraums stattfinden, der vom Prüfungs-
ausschuss festgesetzt und bei Semesterbeginn oder zum Ende des vorhergehenden Semes-
ters bekannt gegeben wird. 

(3) Der Prüfungstermin wird dem Prüfling rechtzeitig, in der Regel mindestens zwei Wochen vor 
der betreffenden Prüfung, bekannt gegeben. Die Bekanntmachung durch Aushang ist ausrei-
chend. 

(4)   Der Prüfling hat sich auf Verlangen der aufsichtsführenden Person mit einem amtlichen Aus-
weis auszuweisen. 

(5)   Macht der Prüfling durch ein ärztliches Zeugnis oder auf andere Weise glaubhaft, dass er 
wegen ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teil-
weise in der vorgesehenen Form abzulegen, kann gestattet werden, gleichwertige Prüfungs-
leistungen in einer anderen Form zu erbringen. Es ist dafür zu sorgen, dass durch die Gestal-
tung der Prüfungsbedingungen eine Benachteiligung für behinderte Menschen nach Möglich-
keit ausgeglichen wird. Im Zweifel können weitere Nachweise angefordert werden. 

(6)   Das Prüfungsergebnis wird dem Prüfungsamt durch den Prüfenden entsprechend der für die 
jeweilige Prüfungsform festgelegten Art und Weise innerhalb des festgelegten Zeitrahmens 
mitgeteilt. 

(7)   Den Studierenden ist die Bewertung von Prüfungen und der Bachelorarbeit nach spätestens 
sechs Wochen mitzuteilen. Die Bekanntmachung durch Aushang ist ausreichend. 

 
§ 16 

Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten 
(1) In den Klausurarbeiten sollen Studierende nachweisen, dass sie in begrenzter Zeit und mit 

beschränkten Hilfsmitteln Probleme aus Gebieten des jeweiligen Moduls mit geläufigen Me-
thoden der Fachrichtung erkennen und stringent zu einer Lösung finden können. 

(2) Eine Klausurarbeit findet unter Aufsicht statt. Über die Zulassung von Hilfsmitteln entscheiden 
die Prüfenden. Die Dauer einer Klausurarbeit soll 60 Minuten nicht unterschreiten und 180 
Minuten nicht überschreiten. 

(3) Die Prüfungsaufgabe einer Klausurarbeit wird in der Regel von nur einer prüfenden Person 
gestellt. In fachlich begründeten Fällen, insbesondere wenn in einer Modulprüfung mehrere 
Fachgebiete zusammenfassend geprüft werden, kann die Prüfungsaufgabe auch von mehre-
ren Prüfenden gestellt werden. In diesem Fall legen die Prüfenden die Gewichtung der Anteile 
an der Prüfungsaufgabe vorher gemeinsam fest; ungeachtet der Anteile und ihrer Gewichtung 
beurteilt jede prüfende Person die gesamte Klausurarbeit.  

(4) Klausurarbeiten sind von zwei Prüfenden zu bewerten. Bei einer nicht übereinstimmenden 
Bewertung einer Klausurarbeit ergibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzel-
bewertungen.  

 
§ 17 

Mündliche Prüfungen 
(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Studierende nachweisen, dass er die Zusam-

menhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammen-
hänge einzuordnen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Studierende über ein brei-
tes Grundlagenwissen verfügt. Die Dauer der Prüfung beträgt je Prüfling mindestens 15 Minu-
ten und höchstens 45 Minuten. 

(2) Mündliche Prüfungen sind von mindestens zwei Prüfenden (Kollegialprüfung) oder von einem 
Prüfenden in Gegenwart eines sachkundigen Beisitzenden als Gruppenprüfung oder als Ein-
zelprüfung abzunehmen. Hierbei wird jeder Prüfling in einer Modulprüfung im Regelfall nur 
von einer Person geprüft. Vor der Festsetzung der Note hat die prüfende Person die anderen 
an der Prüfung mitwirkenden Prüfer beziehungsweise den sachkundigen Beisitzenden zu hö-
ren.  

(3) Die sachkundigen Beisitzenden haben während der Prüfung kein Fragerecht. 
(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung, insbesondere die für die Beno-
tung    
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maßgeblichen Tatsachen, sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist 
dem Prüfling im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben. Bei der Bekanntgabe 
des Ergebnisses sind die Bestimmungen des Datenschutzes zu beachten. 

(5) Studierende, die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung unterziehen 
wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörende zugelassen, so-
fern nicht bei der Meldung zur Prüfung widersprochen wird. Die Zulassung erstreckt sich nicht 
auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 

 
§ 18 

Hausarbeiten 
(1) Hausarbeiten sind Ausarbeitungen, die in der Regel 15 Seiten nicht überschreiten und die im 

Rahmen einer Lehrveranstaltung oder in Verbindung mit einer Projektarbeit begleitend zu 
dieser erstellt werden. Sie können je nach Maßgabe des Lehrenden durch einen Fachvortrag 
von in der Regel 15 bis 45  Minuten Dauer ergänzt werden. 

(2) In Hausarbeiten sollen die Studierenden in begrenzter Zeit nachweisen, dass sie die Zusam-
menhänge des Moduls im jeweiligen Fachgebiet  erkennen, spezielle Fragestellungen in die-
se Zusammenhänge einzuordnen vermögen und stringent fachspezifische Probleme lösen 
können. 

(3) Über Art, Umfang, zeitlichen Rahmen und Ausführung der Hausarbeit entscheidet der Leh-
rende im Rahmen der Maßgabe des Absatzes 1. 

(4) Die Hausarbeit ist innerhalb einer von dem Lehrenden festzulegenden Frist bei dem Lehren-
den abzuliefern. Die Frist ist durch Aushang bekannt zu machen und dem Prüfungsamt in der 
Regel nach der Terminfestsetzung, spätestens jedoch zwei Wochen vor dem Abgabetermin 
bekannt zu geben. Bei der Abgabe der Hausarbeit hat der Studierende zu versichern, dass er 
seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstän-
dig angefertigt und keine anderen als die angegebenen und bei Zitaten kenntlich gemachten 
Hilfsmittel benutzt hat. Der Abgabezeitpunkt der schriftlichen Hausarbeit ist aktenkundig zu 
machen. Bei Zustellung der Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der Einlieferung bei der 
Post maßgebend. Wird die Hausarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie als mit „nicht aus-
reichend“ (5,0) bewertet. 

 
§ 19 

Projektarbeiten 
(1) In den Semestern 1 bis 5 ist jeweils ein Projektmodul durchzuführen, die jeweils mit einer Prü-

fung abgeschlossen werden. 
(2) Jedes Projekt ist eine umfassende ingenieurmäßige Aufgabe, die vom Lehrenden in Zusam-

menarbeit mit den Studierenden nach Möglichkeit interdisziplinär geplant und ausgewählt 
wird. Die Durchführung erfolgt in Gruppen von bis zu 15 Studierenden möglichst selbständig 
unter Beratung durch Lehrende. In ihnen werden im Team konkrete Problemstellungen ganz-
heitlich, unter praxisnahen Bedingungen, bearbeitet. Die inhaltliche und gleichmäßige Vertei-
lung der Arbeitsinhalte an die Studierende wird durch den Lehrenden vorgenommen. 

(3) Die Prüfungsleistungen des einzelnen Studierenden werden nach Abschluss des jeweiligen 
Semesters vom zuständigen Lehrenden nach den Kriterien 

• Teamfähigkeit 
• Dokumentation 
• Präsentation durch den einzelnen Studierenden 
• Beitrag zum Teamergebnis 

bewertet. Die Ergebnisse werden in einer Liste erfasst. 
(4) Die Prüfung der Projektarbeit wird am Ende des Semesters durch eine Präsentation als 

Gruppenprüfung abgelegt. Dabei sind von allen am jeweiligen Projekt beteiligten Studieren-
den die Einzelbeiträge und Ergebnisse vorzutragen. Die Präsentation findet in Gegenwart der 
Lehrenden, die die Projektarbeit begleitet haben, statt. 

(5) Die schriftliche Ausarbeitung muss spätestens eine Woche vor dem mündlichen Vortrag dem 
Prüfenden vorliegen. 

(6) Alle interessierten Studierenden werden zu dem mündlichen Vortrag nach Maßgabe der 
räumlichen Verhältnisse als Zuhörende zugelassen. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die 
Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.   
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§ 20 
Kombinationsprüfungen 

(1) In fachlich geeigneten Fällen kann eine Modulprüfung durch eine Hausarbeit (§ 17) und zu-
sätzlich durch eine Klausur (§ 15) oder mündliche Prüfung (§ 16) im Rahmen einer Kombina-
tion dieser Leistungen abgelegt werden. Die Gesamtnote ergibt sich als arithmetisches Mittel 
aus den Bewertungen der Einzelleistungen gemäß einer vorher festgelegten Gewichtung.  

(2) Die Regelungen gemäß §§ 15 bis 20 finden entsprechende Anwendung.  
 

§ 21 
Performanzprüfungen 

(1) In fachlich geeigneten Fällen kann eine Modulprüfung durch eine Performanzprüfung abge-
legt werden. 

(2) Eine Performanzprüfung ist dadurch gekennzeichnet, dass sie sich aus verschiedenen Antei-
len (theoretisch und praktisch) zusammensetzt. Die Gesamtnote ergibt sich als arithmetisches 
Mittel aus den Bewertungen der Einzelleistungen gemäß einer vorher festgelegten Gewich-
tung. Die Prüfung dauert im Regelfall nicht mehr als eine Stunde.  

(3) Die Performanzprüfung wird in der Regel von nur einer prüfenden Person entwickelt und in 
Gegenwart eines sachkundigen Beisitzenden oder vor mehreren Prüfenden durchgeführt.  

 
§ 22 

Abzuleistende Modulprüfungen, Credits 
Der Studienverlaufsplan legt fest, welche Pflicht- und welche Wahlpflichtmodule mit einer Prüfung 
abzuschließen sind. Er ordnet auch die entsprechenden Credits zu. 
 

§ 23 
Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind durch Noten differenziert zu beurteilen. Die Noten für die einzelnen 
Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfenden festgesetzt.  

(2) Sind mehrere Prüfende an einer Prüfung beteiligt, so bewerten sie die gesamte Prüfungsleis-
tung gemeinsam, sofern nicht nachfolgend etwas anderes bestimmt ist. Bei nicht überein-
stimmender Beurteilung ergibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewer-
tungen.  

(3) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung; 

2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen  

nicht mehr genügt. 
Zur weiteren Differenzierung der Bewertung können um 0,3 verminderte oder erhöhte Noten-
ziffern gebildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen. 

(4)  Besteht eine Prüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, errechnet sich die Note aus dem 
nach Credits gewichteten Durchschnitt (gewichtetes arithmetisches Mittel) der Noten der ein-
zelnen Prüfungsleistungen. Die Note lautet: 

bei einem Durchschnitt bis 1,5  = die Note „sehr gut“ 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis 2,5 = die Note „gut“ 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis 3,5 = die Note „befriedigend“ 
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis 4,0 = die Note „ausreichend“ 
bei einem Durchschnitt ab 4,1  = die Note „nicht ausreichend“. 

Hierbei werden Zwischenwerte nur mit der ersten Dezimalstelle berücksichtigt; alle weiteren 
Stellen hinter dem Komma werden ohne Rundung gestrichen. 

(5) Für die Umrechnung von Noten in ECTS-Grades bei Abschlussnoten wird die folgende Tabel-
le zugrunde gelegt:  

A = die besten 10% 
B = die nächsten 25% 
C = die nächsten 30% 
D = die nächsten 25% 
E = die nächsten 10% 
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FX/F = nicht bestanden - es sind (erhebliche) Verbesserungen erforderlich. 
(6) Den Studierenden ist die Bewertung von Prüfungen nach spätestens vier Wochen und die Be-

wertung der Bachelorarbeit nach spätestens sechs Wochen mitzuteilen. Die Bekanntmachung 
durch Aushang ist ausreichend. 

(7) Für jede bestandene Modulprüfung werden Credits nach Maßgabe der Anlagen 1 und 2 verge-
ben. 

 
 

III. Praxisprojekt / Praxisphase / Auslandsphase 
 

§ 24 
Praxisprojekt 

(1) In dem Bachelorstudiengang Produktentwicklung Mechatronik ist im fünften Semester ein 
Praxisprojekt mit einem Semester Umfang integriert. Der Arbeitsaufwand für das Praxispro-
jekt beträgt 5 ECTS-Punkte. Auf Antrag wird zum Projekt zugelassen, wer mindestens die 
Modulprüfungen der ersten vier Semester bestanden hat. Über die Zulassung entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 

(2) Das Praxisprojekt soll die Studierenden an die berufliche Tätigkeit durch konkrete Aufgaben-
stellung und praktische Mitarbeit heranführen, die mit den Zielen und Inhalten des Studien-
ganges in einem fachlichen Zusammenhang stehen. Es soll insbesondere dazu dienen, die 
im bisherigen Studium erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten anzuwenden und die bei der 
praktischen Tätigkeit gemachten Erfahrungen zu reflektieren und auszuwerten. 

(3) Das Praxisprojekt unterliegt den rechtlichen Regelungen, welche die Fachhochschule Biele-
feld als Körperschaft des öffentlichen Rechts insgesamt zu beachten hat. 

(4) Am Ende des Projekts wird anhand einer Präsentation der Erfolg festgestellt. Die Teilnahme 
am Projekt wird von der für die Begleitung zuständigen Lehrkraft bescheinigt, wenn nach ihrer 
Feststellung der Prüfling die berufspraktischen Tätigkeiten dem Zweck des Projekts entspre-
chend ausgeübt und an der Begleitveranstaltung regelmäßig teilgenommen hat. 

(5) Für den Fall, dass das Praxisprojekt im 5. Semester in Kooperation mit einem Unternehmen 
durchgeführt wird, sind die §§ 26-31 zu beachten. 

 
§ 25 

Praxisphase 
Die Durchführung der Praxisphase wird insbesondere denjenigen Studierenden empfohlen, die 
keine umfassende Praxistätigkeit durch ein praktisches Jahr oder eine technischhandwerkliche 
Berufsausbildung nachweisen können. 
(1) Der siebensemestrige Studiengang Produktentwicklung Mechatronik mit integrierter Praxis-

phase beinhaltet eine berufspraktische Tätigkeit von mindestens 20 Wochen, dessen Ar-
beitsaufwand 30 ECTS-Punkte beträgt. Diese Praxisphase ermöglicht eine zeitlich intensivere 
Einarbeitung in praxisbezogene Aufgabenstellungen. 

(2) Die Praxisphase soll die Studierenden an die berufliche Tätigkeit durch konkrete Aufgabenstel-
lung und praktische Mitarbeit in Betrieben oder anderen Einrichtungen der Berufspraxis heran-
führen. Sie soll insbesondere dazu dienen, die im bisherigen Studium erworbenen Kenntnisse 
und Fähigkeiten anzuwenden und die bei der praktischen Tätigkeit gemachten Erfahrungen zu 
reflektieren und auszuwerten. 

(3) Die Praxisphase wird in der Regel im sechsten Semester begonnen und endet im 7. Semester. 
Sie unterliegt den Regelungen der Hochschule. 

(4) Auf Antrag wird zur Praxisphase zugelassen, wer fünf Semester studiert und die Modulprüfun-
gen, die nach der Studienordnung und dem Studienverlaufsplan in der Regel zum Ende des 5. 
Semesters abgeschlossen sein sollen, bis auf eine bestanden hat. Über die Zulassung ent-
scheidet das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses. 

(5) Auf Antrag kann der Prüfungsausschuss studienbegleitende kürzere Praxisphasen anteilig 
anerkennen. 

 
§26 

Eignung der Praxisstelle und Vergabe der Praxisplätze 
(1) Als Praxisstelle kommen alle Betriebe in Betracht, deren Aufgaben den Einsatz von Ingenieu-

rinnen oder Ingenieuren mit der Qualifikation des Studiengangs Produktentwicklung erlaubt. 
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Die Betriebe müssen außerdem über Personen verfügen, die von ihrer Qualifikation her ge-
eignet sind, die Studierenden während des Praxissemesters zu betreuen. Die Betriebe müs-
sen in der Lage sein, eine dem Ziel des Praxissemesters entsprechende innerbetriebliche Tä-
tigkeit sicherzustellen. Die Eignung einer Praxisstelle wird von einer Lehrkraft des Fachbe-
reichs in einem schriftlichen Bericht an den Prüfungsausschuss festgestellt. Anerkannte Pra-
xisstellen werden in eine im Fachbereich geführte Liste aufgenommen. 

(2) Die Studierenden können von sich aus eine Praxisstelle vorschlagen. Deren Eignung muss 
dann von einer Lehrkraft des Fachbereichs festgestellt werden. Vor Kontaktaufnahme mit 
dem Betrieb haben sie sich mit der betreuenden Lehrkraft abzustimmen. 

 
§ 27 

Vertrag 
(1)  Über die Durchführung des Praxisprojektes oder der Praxisphase wird zwischen Betrieb und 

Studierenden ein Vertrag geschlossen. Der Fachbereich hält hierfür den vom MWF empfoh-
lenen Mustervertrag bereit. 

(2)   Den Abschluss eines Vertrages haben die Studierenden unverzüglich dem Prüfungsamt mit-
zuteilen. 

 
§ 28 

Betreuung der Studierenden 
Die Studierenden werden während des Praxisprojektes oder der Praxisphase von einer Lehr-
kraft betreut. Die Studierenden ermöglichen wenigstens einmal während der Praxisphase der 
betreuenden Lehrkraft einen Einblick in die von ihnen ausgeübte Tätigkeit. Die betreuende 
Lehrkraft legt zu Beginn fest, in welcher Form der von den Studierenden selbständig abzufas-
sende schriftliche Bericht erfolgen soll. 

 
§ 29 

Seminargruppe 
Die Studierenden können zu Seminargruppen zusammengefasst werden. Diese sollten unter 
Leitung einer oder mehrerer Lehrkräfte zum Gedankenaustausch über fachspezifische, sozia-
le, organisatorische und rechtliche Fragen zusammentreten. Es sollen vor allem Probleme 
und Fragen behandelt werden, die sich aus den jeweiligen individuellen Erfahrungen der Stu-
dierenden während der Praxisphase ergeben haben. Betreuende aus den Betrieben können 
auf Einladung an diesem Seminar teilnehmen.  

 
§ 30 

Abschluss  
Die betreuende Lehrkraft bescheinigt die Anerkennung des Praxisprojekts oder der Praxis-
phase, wenn die Studierenden nach dem Zeugnis der Ausbildungsstätte die ihnen übertrage-
nen Arbeiten zufriedenstellend ausgeführt haben und ein Bericht, der 10 Seiten Umfang nicht 
überschreiten soll, der betreuenden Lehrkraft übergeben wurde.  

 
§ 31 

Wiederholung  
Die Praxisphase und das Praxisprojekt können einmal wiederholt werden, wenn es nicht er-
folgreich abgeschlossen wurde. 

 
§ 32 

Auslandsphase 
In den Bachelorstudiengängen soll den Studierenden die Möglichkeit gegeben werden, an 
ausländischen Hochschulen zur Erweiterung ihres fachlichen Wissens, ihrer Sprachkenntnis-
se und ihrer interkulturellen Qualifikation zu studieren. 

 
 

IV. Bachelorarbeit 
 

§ 33 
Bachelorarbeit 
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(1) Die Bachelorarbeit hat zu zeigen, dass der Prüfling befähigt ist, innerhalb einer vorgegebenen 
Frist eine praxisorientierte Aufgabe aus seinem Fachgebiet, sowohl in ihren fachlichen Ein-
zelheiten als auch in den fachübergreifenden Zusammenhängen nach wissenschaftlichen Me-
thoden selbständig zu bearbeiten. Die Bachelorarbeit ist eine schriftliche oder gestalterische 
Hausarbeit. Sie besteht in der Regel in der Konzipierung, Durchführung und Evaluation eines 
Projektes. Sie kann auch durch eine empirische Untersuchung oder durch konzeptionelle o-
der gestalterische Aufgaben oder durch eine Auswertung vorliegender Quellen bestimmt wer-
den. Eine Kombination dieser Leistungen ist möglich. Der Umfang der Bachelorarbeit soll 45 
Textseiten nicht überschreiten.  

(2)   Die Bachelorarbeit kann von jeder prüfenden Person, welche die Voraussetzungen gemäß § 
8  erfüllt, ausgegeben und betreut werden. Auf Antrag des Prüflings kann der Prüfungsaus-
schuss auch eine Honorarprofessorin oder einen Honorarprofessor oder mit entsprechenden 
Aufgaben betraute Lehrbeauftragte gem. § 8 Abs. 1 mit der Betreuung bestellen, wenn fest-
steht, dass das vorgesehene Thema der Bachelorarbeit nicht durch eine fachlich zuständige 
Professorin oder einen fachlich zuständigen Professor betreut werden kann. Die Bachelorar-
beit darf mit Zustimmung des Prüfungsausschusses in einer Einrichtung außerhalb der Hoch-
schule durchgeführt werden, wenn sie dort ausreichend betreut werden kann. Den Studieren-
den ist die Gelegenheit zu geben, Vorschläge für den Themenbereich der Bachelorarbeit zu 
machen. 

(3) Auf Antrag sorgt das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses dafür, dass die Studie-
renden rechtzeitig ein Thema für die Bachelorarbeit erhalten. 

(4)   Die Bachelorarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der als 
Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings aufgrund der Angabe von 
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung 
ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Abs. 1 
erfüllt. 

 
§ 34 

Zulassung zur Bachelorarbeit 
(1)   Zur Bachelorarbeit wird zugelassen, wer die Modulprüfungen bis auf vier bestanden hat. 
(2)   Der Antrag auf Zulassung ist schriftlich an den Prüfungsausschuss zu richten. Dem Antrag 

sind folgende Unterlagen beizufügen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt wurden: 
1. die Nachweise über die in Absatz 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen, 
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Bearbeitung einer Bachelorarbeit. 
Dem Antrag soll eine Erklärung darüber beigefügt werden, welche prüfende Person zur Aus-
gabe und Betreuung der Bachelorarbeit bereit ist. 

(3)   Der Antrag auf Zulassung kann schriftlich bis zur Bekanntgabe der Entscheidung über den 
Antrag ohne Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückgenommen 
werden. 

(4)   Über die Zulassung entscheidet das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses und im 
Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
1. die in Absatz 1 genannte Voraussetzung nicht erfüllt ist oder 
2. die Unterlagen unvollständig sind oder 
3. eine in der Anlage 2 genannte Prüfung endgültig nicht bestanden wurde oder 
4. eine entsprechende Bachelorarbeit ohne Wiederholungsmöglichkeit als "nicht ausrei-

chend" bewertet worden ist. 
   Im Übrigen darf die Zulassung nur versagt werden, wenn der Prüfling im Geltungsbereich des 

Grundgesetzes seinen Prüfungsanspruch im gleichen Studiengang durch Versäumen einer 
Wiederholungsfrist verloren hat. 

 
§ 35 

Ausgabe und Bearbeitung der Bachelorarbeit 
(1) Der Prüfende gibt die Bachelorarbeit aus und legt die Bearbeitungszeit fest. Als Zeitpunkt der 

Ausgabe gilt der Tag, an dem das Prüfungsamt das von der betreuenden Person gestellte 
Thema der Bachelorarbeit der Kandidatin oder dem Kandidaten bekannt gibt; der Zeitpunkt ist 
aktenkundig zu machen. 

(2) Die Bearbeitungszeit (Zeitraum von der Ausgabe bis zur Abgabe der Bachelorarbeit) beträgt 
höchstens drei Monate. Das Thema und die Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, 
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dass die Bachelorarbeit innerhalb der vorgesehenen Frist abgeschlossen werden kann. Wird 
die Bachelorarbeit nicht fristgerecht abgegeben, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) be-
wertet. Im Ausnahmefall kann das Prüfungsamt auf einen vor Ablauf der Frist gestellten be-
gründeten Antrag die Bearbeitungszeit um bis zu drei Wochen verlängern. Die Person, wel-
che die Bachelorarbeit betreut, soll zu dem Antrag gehört werden.  

(3) Das Thema der Bachelorarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei Wochen 
der Bearbeitungszeit ohne Angabe von Gründen zurückgegeben werden. Im Fall der Wieder-
holung gemäß § 11 ist die Rückgabe nur zulässig, wenn bei der Anfertigung der ersten Ba-
chelorarbeit von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht worden ist. 

(4) § 14 Abs. 5 findet entsprechend Anwendung. 
 

§ 36 
Abgabe und Bewertung der Bachelorarbeit 

(1) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß beim Prüfungsamt abzuliefern. Der Zeitpunkt der Abgabe ist 
aktenkundig zu machen; bei Zustellung der Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der Einlie-
ferung bei der Post maßgebend. Bei der Abgabe der Bachelorarbeit ist schriftlich zu versi-
chern, dass die Arbeit - bei einer Gruppenarbeit der entsprechend gekennzeichnete Anteil der 
Arbeit - selbständig angefertigt wurde und keine anderen als die angegebenen und bei Zitaten 
kenntlich gemachten Quellen und Hilfsmittel benutzt worden sind. 

(2) Die Bachelorarbeit ist von zwei Personen zu bewerten, von denen eine die Bachelorarbeit 
betreut haben soll. Die zweite prüfende Person wird vom Prüfungsausschuss bestimmt. Wenn 
die erste prüfende Person die Voraussetzung des § 33 Abs. 2 Satz 2 erfüllt, muss die zweite 
prüfende Person der Professorenschaft angehören. Bei nicht übereinstimmender Bewertung 
durch die Prüfenden soll die Note der Bachelorarbeit aus dem arithmetischen Mittel der Ein-
zelbewertungen gebildet, wenn die Differenz der beiden Noten weniger als 2,0 beträgt. Be-
trägt die Differenz 2,0 oder mehr, wird vom Prüfungsausschuss eine dritte prüfende Person 
bestimmt. In diesem Fall ergibt sich die Note der Bachelorarbeit aus dem arithmetischen Mit-
tel der beiden besseren Einzelbewertungen. Die Bachelorarbeit kann jedoch nur dann als 
"ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei der Noten "ausrei-
chend" (4,0) oder besser sind. Alle Bewertungen sind schriftlich zu begründen.  

(3) Für eine mindestens ausreichend zu bewertende Bachelorarbeit werden 12 Credits vergeben. 
(4)  Die Bachelorarbeit kann nach Maßgabe des Lehrenden mit einer Präsentation verknüpft wer-

den. 
 

§ 37 
Kolloquium 

(1) Das Kolloquium ergänzt die Bachelorarbeit und ist als eigenständige Prüfung zu bewerten. Es 
dient der Feststellung, ob die Kandidatin oder der Kandidat befähigt ist, die Ergebnisse der 
Bachelorarbeit, ihre fachlichen Grundlagen, ihre fachübergreifenden Zusammenhänge und ih-
re außerfachlichen Bezüge mündlich darzustellen und selbständig zu begründen sowie ihre 
Bedeutung für die Praxis einzuschätzen. Dabei soll auch die Bearbeitung des Themas mit der 
Kandidatin oder dem Kandidat erörtert werden. 

(2) Zum Kolloquium kann die Kandidatin oder der Kandidat nur zugelassen werden, wenn  
1. die in § 34 genannten Voraussetzungen für die Zulassung zur Bachelorarbeit nachgewie-

sen sind, 
2. ohne Berücksichtigung von Zusatzfächern 177 Credits bei dem sechssemstrigen Studium 

oder 207 Credits bei einem siebensemestrigen Studium mit integrierter Praxisphase er-
worben wurden und  

3. die Bachelorarbeit mindestens mit „ausreichend“ bestanden wurde. 
(3) Der Antrag auf Zulassung ist schriftlich an den Prüfungsausschuss zu richten. Dem Antrag 

sind die Nachweise über die in Absatz 2 aufgeführten Zulassungsvoraussetzungen beizufü-
gen, sofern sie dem Prüfungsausschuss nicht bereits vorliegen. Ferner ist eine Erklärung über 
bisherige Versuche zur Ablegung entsprechender Prüfungen abzugeben. Dem Antrag soll ei-
ne Erklärung darüber beigefügt werden, ob einer Zulassung von Zuhörerinnen und Zuhörern 
widersprochen wird. Die Kandidatin oder der Kandidat kann die Zulassung zum Kolloquium 
auch bereits bei der Meldung zur Bachelorarbeit beantragen. Für die Zulassung zum Kolloqu-
ium und ihre Versagung gilt § 34 Abs. 4 entsprechend. 
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(4) Das Kolloquium wird als mündliche Prüfung durchgeführt und von den nach § 36 Abs. 2 be-
stimmten Prüfern gemeinsam abgenommen und bewertet. Im Falle des § 36 Abs. 2 Satz 5 
wird das Kolloquium von den Prüfenden abgenommen, aus deren Einzelbewertungen die No-
te der Bachelorarbeit gebildet worden ist. Das Kolloquium dauert maximal 30 Minuten. Für die 
Durchführung des Kolloquiums finden im Übrigen die für mündliche Modulprüfungen gelten-
den Vorschriften entsprechende Anwendung. 

(5) Bei mindestens „ausreichender“ Bewertung werden 3 Credits erworben. 
 
 

V. Bachelorprüfung, Zusatzmodule 
 

§ 38 
Ergebnis der Bachelorprüfung 

(1) Die Bachelorprüfung ist im sechsemestrigen Studienverlauf bestanden, wenn 180 Credits 
erreicht werden. Im siebensemestrigen Studienverlauf sind 210 Credits notwendig. 

(2)  Die Bachelorprüfung ist nicht bestanden, wenn  
• die Gesamtnote nicht mindestens „ausreichend“ (4,0) ist oder  
• die Bachelorarbeit im zweiten Versuch nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt.  

(3) Wird die Bachelorprüfung nicht bestanden, ist ein Bescheid zu erteilen, der mit einer Beleh-
rung über den Rechtsbehelf zu versehen ist. 

(4) Studierende, welche die Hochschule ohne Studienabschluss verlassen, erhalten auf Antrag ein 
Zeugnis über die erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen gemäß § 92 Abs. 6 HG. 

 
§ 39 

Zeugnis, Gesamtnote, Bachelorurkunde, Diploma Supplement 
(1)  Über die bestandene Bachelorprüfung wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wo-

chen nach der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis enthält die No-
ten und Credit Points der Modulprüfungen, das Thema und die Note der Bachelorarbeit sowie 
die Gesamtnote der Bachelorprüfung. In dem Zeugnis wird ferner das erfolgreich abgeleistete 
Projekt aufgeführt.  

(2)  Zur Ermittlung der Gesamtnote für das Bachelor-Studium werden die Noten für die einzelnen 
benoteten Prüfungsleistungen mit den jeweiligen ausgewiesenen Credits multipliziert. Die 
Summe der gewichteten Noten wird anschließend durch die Gesamtzahl der einbezogenen 
Credits dividiert. 

(3) Das Zeugnis ist von dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen 
und trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

(4) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Bachelorurkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des Bachelorgrades gemäß § 2 Abs. 4 beurkundet. Die 
Bachelorurkunde wird von der Rektorin bzw. dem Rektor der Fachhochschule Bielefeld unter-
zeichnet und mit deren Siegel versehen.  

(5)  Zusätzlich erhält der Kandidat ein in englischer Sprache ausgestelltes Diploma Supplement 
mit dem Datum des Zeugnisses. In dieser Zeugnisergänzung werden alle absolvierten Modu-
le und die ihnen zugeordneten Studienleistungen einschließlich der dafür vergebenen Credits 
und Prüfungsnoten aufgenommen. Das Diploma Supplement wird vom vorsitzenden Mitglied 
des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 

(6) Auf Antrag ist eine englischsprachige Fassung der Urkunde beizufügen (§ 96 Abs. 4 Satz 2 
HG). 

 
§ 40 

Zusatzmodule 
Die Studierenden können sich in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen einer Prüfung unter-
ziehen. Das Ergebnis dieser Modulprüfungen wird auf Antrag in das Zeugnis aufgenommen, je-
doch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht berücksichtigt. 
 
 

VI. Schlussbestimmungen 
 

§ 41 
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Einsicht in die Prüfungsakte 
(1)  Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird den Prüflingen auf Antrag Einsicht in ihre 

schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfer und in die Prü-
fungsprotokolle gewährt. 

(2) Die Einsichtnahme ist binnen eines Jahres nach Aushändigung des Prüfungszeugnisses oder 
des Bescheides über die nicht bestandene Bachelorprüfung zu beantragen. § 32 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gilt entsprechend. Der Antrag ist bei dem vorsitzenden Mitglied des Prü-
fungsausschusses zu stellen. Dieser bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

(3) Die Einsichtnahme in die Prüfungsunterlagen, die sich auf eine Modulprüfung oder eine er-
gänzende Studienleistung beziehen, wird auf Antrag bereits nach Ablegung der jeweiligen 
Prüfung gestattet. Der Antrag ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses zu stellen. Im Übrigen gilt Abs. 2 entsprechend.   

 
§ 42 

Ungültigkeit von Prüfungen  
(1)  Hat ein Prüfling bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung 

des Zeugnisses und der Urkunde bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich die 
betroffenen Noten entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht be-
standen erklären. 

(2)  Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der 
Prüfling hierüber täuschen wollte und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeug-
nisses und der Urkunde bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung ge-
heilt. Wurde die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsaus-
schuss unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3)  Den Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
(4)  Das unrichtige Prüfungszeugnis und die Urkunde sind einzuziehen und gegebenenfalls neu 

zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von 
fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungszeugnisses und der Urkunde ausgeschlossen. 

 
§ 43 

In-Kraft-Treten, Veröffentlichung 
Diese Bachelorprüfungsordnung wird im Verkündungsblatt der Fachhochschule Bielefeld – Amtli-
che Bekanntmachungen – bekannt gegeben. Sie tritt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. 

-------------------------------------- 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrates des Fachbereichs Mathematik und 
Technik der Fachhochschule Bielefeld vom 27.10.2005.  
 
Bielefeld, 29.11.2006 
 
 
Die Rektorin 
der Fachhochschule Bielefeld  
 
 
gez. Rennen-Allhoff 
Prof. Dr. B. Rennen-Allhoff 
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Anlage 1 
Studienverlaufsplan 
 

Darstellung des Studienverlaufsplans ohne fakultative Praxis- oder Auslandsphase 
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Darstellung des Studienverlaufsplans mit fakultativer Praxis- oder Auslandsphase 
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Anlage 2 
Modulhandbuch 
 
Das Modulhandbuch ist ein eigenständiges Dokument mit dem Titel „Modulhandbuch des Bache-
lor-Studiengangs Produktentwicklung Mechatronik“. 
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Anlage 3 
Wahlpflichtkataloge A und B: 
 
 
 
Wahlpflichtkatalog A: 
 

Modulname Kürzel Verantwortlich 
Finite Elemente Methode FEM Dr. Baumjohann 
Konstruktionsmethodik KOS Dr. Tenzler 
Produktideen Photonik, Nanotechnologie PEP Dr. Kaschuba 
Rapid Prototyping RPT Dr. Friedrich 
Rechnergestützte Konstruktion CAD Dr. Tenzler 
Embedded Systems EMS Dr. Cevik 
Mechatronik ME1 Dr. Kühlert 
Robotik ROB Dr. Klar 
Bildverarbeitung BIL Dr. Kaschuba 
Netzwerke und Bussysteme NBS Dr. Cevik 
Optoelektronik, Licht und Beleuchtung OLB Dr. Rosemann 
Spezielle Bereiche der Mechatronik ME2 Dr. Kühlert 

 
 
 
 
Wahlpflichtkatalog B: 
 

Qualitätsmanagement QMA Dr. Kaschuba 
Industriedesign IND Dr. Rosemann 
Vertrieb VTR Dr. Kaschuba 

 


